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759. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom
27. November 1974 über die Verbindlich-
erklärung des für den Bereich des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes festge-
setzten Anpassungsfaktors für den Bereich des
Tuberkulosegesetzes für das Kalenderjahr

1975
Auf Grund des Tuberkulosegesetzes, BGBl.

Nr. 127/1968, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 372/1973 und BGBl. Nr. 142/1974
wird verordnet:

Artikel I
Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetzes mit Verordnung BGBl. Nr. 649/
1974 für das Kalenderjahr 1975 mit 1,102 fest-
gesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem Ausmaß
auch im Bereiche des Tuberkulosegesetzes für das
Kalenderjahr 1975 verbindlich.

Artikel II
Die Höhe des Taschengeldes gemäß § 39 Abs. 4

des Tuberkulosegesetzes wird für das Kalender-
jahr 1975 mit 19 S festgestellt.

Artikel III
Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1975 an

die Stelle der im § 41 Abs. 2 des Tuberkulose-

gesetzes genannten Beträge treten, werden wie
folgt festgestellt:

1. Statt 4421 S mit 4872 S;
2. statt 3090 S mit 3405 S;
3. statt 1154 S mit 1272 S und
4. statt 333 S mit 367 S

Artikel IV
Die Verordnung vom 15. März 1974, BGBl.

Nr. 197/1974, wird aufgehoben.

Leodolter

760 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 27. No-
vember 1974 betreffend Nachweis des gün-
stigen Schulerfolges an Schulen für den
medizinisch-technischen Fachdienst sowie an
Bundeshebammenlehranstalten gemäß § 5

Abs. 4 lit. b Schülerbeihilfengesetz

Auf Grund des § 5 Abs. 4 des Schülerbeihilfen-
gesetzes, BGBl. Nr. 253/1971, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 183/1974 wird ver-
ordnet:

§ 1. An Schulen für den medizinisch-technischen
Fachdienst sind als Einzelprüfungen im Sinne des
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§ 5 Abs. 4 lit. b des Schülerbeihilfengesetzes die
Prüfungen aus nachstehenden Unterrichtsfächern
zu berücksichtigen:

1. für den Nachweis des günstigen Schulerfolges
im zweiten Jahr der Ausbildung:

Anatomie und Physiologie;
Einführung in die Physik, insbesondere in
die Elekrizitätslehre;
Allgemeine Pathologie;
Hygiene;
Einfache medizinisch-technische Laborato-
riumsmethoden (erste Teilprüfung der
Diplomprüfung) ;

2. für den Nachweis des günstigen Schulerfol-
ges im dritten Jahr der Ausbildung:
Hilfeleistungen bei der Anwendung von
Röntgenstrahlen zu diagnostischen und the-
rapeutischen Zwecken (zweite Teilprüfung
der Diplomprüfung).

§ 2. An Bundeshebammenlehranstalten sind
für den Nachweis des günstigen Schulerfolges im
zweiten Ausbildungsjahr als Einzelprüfungen im
Sinne des § 5 Abs. 4 lit. b des Schülerbeihilfen-
gesetzes die Prüfungen aus nachstehenden Unter-
richtsfächern zu berücksichtigen:

Allgemeine Anatomie;
Allgemeine Physiologie und Ernährungs-
lehre;
Allgemeine Hygiene und Infektionslehre
einschließlich Entwesung, Desinfektion und
Sterilisation;
Allgemeine Pathologie;
Allgemeine Krankenpflegetechnik, Instru-
menten- und Gerätelehre.

Leodolter

7 6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. November 1974
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 164 Hochkönig Straße im Be-
reich der Gemeinde Saalfelden am Steinernen

Meer

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 164 Hochkönig
Straße wird im Bereich der Gemeinde Saalfelden
am Steinernen Meer wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 1,800, quert bei km 1,980 den Urslau-
Bach und verläuft südlich von diesem in ge-
streckter Linienführung zum Teil im Bereich
der bestehenden Straße. Von km 3,230 schwenkt
die neue Trasse nach Nordosten, führt weiterhin

im wesentlichen entlang des Urslau-Baches und
bindet bei km 4,700 (Bau-km 3,120) in die be-
stehende Straße wieder ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Salzburger Landes-
regierung und der Gemeinde Saalfelden am
Steinernen Meer aufliegenden Planunterlagen
(Maßstab 1 :2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Der in
dessen Absatz 2 genannte Geländestreifen beträgt
35 m beiderseits der Straßenachse.

Moser

762. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. November 1974
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 57 Güssinger Straße im Bereich

der Gemeinde Fehring

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 57 Güssinger Straße
wird im Bereich der Gemeinde Fehring wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
an der Landesgrenze Burgenland/Steiermark bei
km 218,33, umfährt die Ortschaft Schiefer im
Süden, die Stadt Fehring und die Ortschaft
Höflach im Norden und endet an der Gemeinde-
grenze zwischen Fehring und Pertlstein bei
km 225,175 mit der Einbindung in die bestehende
Straße.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung und bei der Gemeinde Fehring auf-
liegenden Planunterlagen (Maßstab 1 :2880) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

7 6 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. November 1974
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 200 Bregenzerwald Straße im

Bereich der Gemeinde Meltau

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:
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Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 200
Bregenzerwald Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Mellau wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 32,400, folgt sodann dem orografisch
linken Ufer der Bregenzerach, quert diese bei
Fluß-km 38,710 und führt in der Folge unter
teilweiser Benützung der alten Trasse bis
km 35,440.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und

Technik, beim Amt der Vorarlberger Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Mellau auf-
liegenden Planunterlagen (Katastermaßstab
1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

764 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 30. November 1974,
mit der die Lohnklassentabelle im Arbeits-
losenversicherungsgesetz 1958 ergänzt wird

Auf Grund des § 21 Abs. 4 des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 124/
1973 wird verordnet:

Artikel I

Die Lohnklassentabelle im § 21 Abs. 3 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958, BGBl.
Nr. 199, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 124/1973 und BGBl. Nr. 23/1974 (Art. IV
der 30. ASVG-Novelle), hat ab Lohnklasse 39
wie folgt zu lauten:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1975
in Kraft.

Häuser
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765 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 30. November 1974,
mit der die Verordnung über die Durch-
führung der Arbeitslosenversicherung im
Zollausschlußgebiete der Gemeinden Jung-

holz und Mittelberg geändert wird

Auf Grund des § 66 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 20. Juni 1973, BGBl.
Nr. 315, über die Durchführung der Arbeits-
losenversicherung im Zollausschlußgebiete der
Gemeinden Jungholz und Mittelberg in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 638/1973
und BGBl. Nr. 93/1974 wird wie folgt geändert:

Die Lohnklassentabelle im § 1 hat ab Lohn-
klasse 39 wie folgt zu lauten:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1975 in
Kraft.

Häuser

766. Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 2. Dezember 1974 über die Min-
destsätze für die Bemessung der Ergänzungs-
zulage für die Pensionsparteien des Doro-

theums

Auf Grund des Art. IV Abs. 2 des Bundes-
gesetzes vom 12. Juni 1969, BGBl. Nr. 228, wird
im Zusammenhang mit den §§1 Abs. 9 und 26
Abs. 5 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340,
sowie mit § 14 des Dorotheums-Bediensteten-
gesetzes, BGBl. Nr. 194/1968, im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler und dem Bundesminister
für Finanzen verordnet:

§ 1. Der Mindestsatz im Sinne des § 26 Abs. 5
des Pensionsgesetzes 1965 beträgt für die Pen-
sionsparteien des Dorotheums:

a) für den Bediensteten des Ruhestandes
2285 S. Der Mindestsatz erhöht sich für die

Ehefrau, die bei der Bemessung der Haus-
haltszulage zu berücksichtigen ist, um
985 S und für jedes Kind, das bei der Be-
messung der Haushaltszulage zu berück-
sichtigen ist, um 246 S,

b) für die Witwe 2285 S. Der Mindestsatz er-
höht sich für jedes Kind, für das der Witwe
eine Haushaltszulage gebührt, um 246 S,

c) für eine Halbwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 853 S und nach diesem
Zeitpunkt 1516 S,

d) für eine Vollwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 1282 S und nach diesem
Zeitpunkt 2285 S,

e) für eine frühere Ehefrau 2285 S.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1975
in Kraft.

Rösch
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767 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 3. Dezember 1974 betreffend
die Übertragung der durch Sicherheitsorgane
zu versehenden Grenzkontrolle auf Zoll-

organe

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und des § 5 des
Bundesgesetzes vom 21. Juni 1967, BGBl.
Nr. 220, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 527/1974 betreffend die Übertragung
der durch Sicherheitsorgane zu versehenden
Grenzüberwachung und Grenzkontrolle auf Zoll-
organe wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen verordnet:

§ 1. Die durch Sicherheitsorgane zu ver-
sehende Grenzkontrolle wird

a) an allen Grenzübergängen,

b) an allen Ankunfts- und Abfahrtsstellen von
Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen, soweit
an solchen Ankunfts- oder Abfahrtsstellen
eine Grenzkontrolle stattfindet,

c) in allen Verkehrsmitteln an den in lit. b
genannten Stellen und während der Fahrt,
soweit die Grenzkontrolle in Verkehrs-
mitteln stattfindet,

d) an allen Stellen im Staatsgebiet von Nach-
barstaaten, an denen dies nach den betref-
fenden Staatsverträgen zulässig ist,

auf die dort den Abfertigungsdienst versehenden
Zollorgane übertragen.

§ 2. Von der im § 1 verfügten Übertragung
wird die Grenzkontrolle

a) im Eisenbahnverkehr über Buchs, Arnold-
stein, Rosenbach, Spielfeld, Wulkaproders-
dorf und Salzburg-Hauptbahnhof,

b) auf allen Flugplätzen, abgesehen von den
Flugplätzen Wien-Aspern, Graz-Thalerhof,
Linz-Hörsching, Schärding-Suben, Frei-
stadt, Reutte-Höfen und Lustenau-Rhein-
vorland,

c) im Schiffsverkehr an der unmittelbar zur
Grenzkontrollstelle Wien-Praterkai ge-
hörigen Lände und auf den für diese
Lände bestimmten Schiffen

ausgenommen.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1975
in Kraft; gleichzeitig tritt die Verordnung des
Bundesministeriums für Inneres vom 2. August
1968, BGBl. Nr. 323, betreffend die Übertragung
der durch Sicherheitsorgane zu versehenden
Grenzkontrolle auf Bedienstete der Zollämter
und der Zollwache in der Fassung der Novellen
BGBl. Nr. 108/1970, BGBl. Nr. 210/1970 und
BGBl. Nr. 125/1973 außer Kraft.

Rösch

7 6 8 . Kundmachung des Bundesministers
für Unterricht und Kunst vom 22. No-
vember 1974 gemäß § 7 Abs. 1 des Bundes-
gesetzes über die Förderung der Erwachsenen-
bildung und des Volksbüchereiwesens aus

Bundesmitteln

Gemäß § 7 Abs. 1 des Bundesgesetzes über
die Förderung der Erwachsenenbildung und des
Volksbüchereiwesens aus Bundesmitteln, BGBl.
Nr. 171/1973, wird kundgemacht, daß die fol-
gende Einrichtung eine gesamtösterreichische Ein-
richtung im Sinne der genannten Bestimmung ist:

„Österreichische Volkswirtschaftliche Gesellschaft,
Verband für Bildungswesen"

Sinowatz
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